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für Recht erkannt:

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 2. April 2014 - 1 K 2/14 - wird zurückgewiesen. 

Die Klägerin trägt die Kosten des Berufungsverfahrens mit Ausnahme der außergerichtlichen Kosten des Beigeladenen zu 1) und der Beigeladenen zu 2). 

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand
Die Berufung ist gerichtet gegen ein Urteil des Verwaltungsgerichts, durch das eine Klage auf Verpflichtung des Beklagten zur Anordnung der Durchführung der Sicherheitsneugründung des Beigeladenen zu 1) abgelehnt wurde. 1

Am 22. August 1991 beschloss der Rat der Beigeladenen zu 2) den Bebauungsplan  Nr. . für das Gebiet "A...........". 2

Im Jahre 1991 schlossen sich die Klägerin und die Beigeladene zu 2) zum Zweckverband „Gewerbegebiet A...........“ zusammen. Die Bildung des Zweckverbandes erfolgte zum Zwecke der Schaffung von Arbeitsplätzen, der Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und der Strukturförderung auf einem in der Gemarkung der Antragsgegnerin gelegenen, an das Gebiet der Antragstellerin angrenzenden Erschließungsgebiet in übergemeindlicher, partnerschaftlicher Zusammenarbeit. Im Jahre.... bildeten die Klägerin und die Beigeladene zu 2) mit derselben Intention den Beigeladenen zu 1). Dessen Satzung vom 29. November...., die zum 1. Januar 1995 in Kraft getreten ist, enthält u. a. folgende Regelungen:3



§ 1
Name/Sitz/Gebiet

(1) (…)

(2) Folgende Flächen auf der Gemarkung S.......... bilden das Verbandsgebiet:
a) Das Gewerbegebiet „A...........“ grenzt an die Stadt L........... an und ist Gegenstand eines von der Gemeinde S.......... und Stadt L........... gemeinsam erarbeiteten Bebauungsplanes. Die Fläche umfasst die (Teil)-Flurstücke gemäß Anlage 1.

b) Die Fläche des Teil-Verbandsgebietes „X....“ liegt nördlich des Bahnhofes S.......... bis zur Gemarkungsgrenze K........... und wird berührt von der geplanten überregionalen Verkehrsverbindungsstraße. Sie umfasst die (Teil)-Flurstücke gemäß Anlage 2. (…) 

§ 3
Aufgaben des Zweckverbandes

(4) Der Verband erfüllt in eigener Zuständigkeit
a)	die verbindliche Bauleitplanung für das Verbandsgebiet,
b)	die Erschließung des Verbandsgebietes, soweit die Erschließung kraft Gesetzes oder Vereinbarung nicht anderen Trägern obliegt; in diesem Fall schließt der Verband die entsprechenden Verträge zur Versorgung des Verbandsgebietes und Errichtung der erforderlichen Einrichtungen ab,
c)	die Errichtung und Unterhaltung der für die Erschließung und Infrastruktur erforderlichen öffentlichen Einrichtungen,
d)	die Förderung der Ansiedlung von Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben durch Sanierungs-, Stadtentwicklungs- und Bodenordnungsmaßnahmen, die Mithilfe bei der Bereitstellung der erforderlichen Grundstücksflächen sowie auch geeignete sonstige Verwaltungshilfen.

(2)	Der Verband übernimmt für sein Gebiet die Aufgaben eines Planungsverbandes im Sinne des § 205 BauGB; die Teil-Verbandsgebiete sind insoweit auch städtebaulich entsprechend abgegrenzt. Er tritt insoweit für die Aufstellung und Durchführung von Bebauungsplänen einschließlich Umlegung und Erschließung an die Stelle der Gemeinde S...........
(…)


Am 19. März 1996 beschloss die Verbandsversammlung des Beigeladenen zu 1) den Bebauungsplan "Gewerbe- und Industriegebiet X..../ 1. Bauabschnitt" als Satzung. 4

Das Verwaltungsgericht Chemnitz vertrat in mehreren Verfahren die Auffassung, dass der Beigeladene zu 1) nicht wirksam gegründet worden sei. Das Verbandsgebiet des u.a. mit den Aufgaben eines Planungsverbandes betrauten Beigeladenen zu 1) liege nur im Gebiet der Beigeladenen zu 2), sodass die Voraussetzungen einer zusammengefassten Bauleitplanung nach § 205 Abs. 1 Satz 1 BauGB nicht erfüllt seien. Die Klägerin stellte mit Schreiben vom 20. April 2011 beim Beklagten einen Antrag auf Anordnung der Durchführung der Sicherheitsneugründung. Dieser wurde mit Bescheid des Beklagten vom 12. November 2012 mit der Begründung abgelehnt, dass lediglich Zweifel an der Wirksamkeit des Zweckverbandes als Planungsverband bestünden, das Sicherheitsneugründungsgesetz auf solche Verbände aber nicht anwendbar sei. Den gegen die Ablehnung am 11. Dezember 2012 eingelegten Widerspruch der Klägerin wies die Landesdirektion Sachsen mit Widerspruchsbescheid vom 5. Dezember 2013 und mit gleichlautendem Widerspruchsbescheid vom 18. Dezember 2013 zurück. Die Widerspruchsbescheide wurden der Klägerin am 6. Dezember 2013 und am 20. Dezember 2013 zugestellt. Die Klägerin erhob am 2. Januar 2014 Klage vor dem Verwaltungsgericht. 5

Zur Begründung ihrer Klage trug die Klägerin vor, ihr stehe wegen Ermessensreduzierung auf Null ein Anspruch auf Anordnung der Sicherheitsneugründung zu. Selbst wenn ein Verstoß der Verbandssatzung gegen § 205 BauGB vorläge, ergäbe sich hieraus lediglich eine Pflicht zur Vertragsanpassung. Eine Sicherheitsneugründung komme auch ohne Übertragung der Planungszuständigkeit in Betracht. Bei dem Beigeladenen zu 1) handle es sich nicht um einen Planungsverband nach § 205 Abs. 1 BauGB, sondern um eine Körperschaft des öffentlichen Rechts nach §§ 44 f. SächsKomZG, bei der die Planungsaufgaben den eigentlichen Erschließungs- und Vermarktungsaufgaben nur vorgeschaltet gewesen seien. In § 205 Abs. 6 BauGB werde bestimmt, dass ein nach den Vorschriften des Landesrechts für andere zulässige Aufgaben gebildeter Zweckverband auch die Aufgaben eines Planungsverbands übernehmen könne. Für einen Zweckverband nach § 205 Abs. 6 BauGB sei die Einbeziehung von Gebietsteilen aller Verbandsmitglieder nicht erforderlich. 6

Der Beklagte nahm Bezug auf die Ausführungen des Ausgangsbescheids. 7

Der Beigeladene zu 1) war der Auffassung, er sei durch die Genehmigung der Verbandssatzung.... wirksam gegründet worden, sodass es keiner Sicherheitsneugründung bedürfe. Die Übertragung von Planungsaufgaben stehe der wirksamen Gründung des Zweckverbands nicht im Wege. Der Beigeladene zu 1) sei kein Planungsverband, sondern ein Zweckverband nach dem Landeskommunalverfassungsrecht. Er sei ein Zweckverband zur Wirtschaftsförderung, dem u. a. auch die Aufgabe eines Planungsverbands übertragen worden sei. Zudem seien nicht alle gemeindlichen Aufgaben auf das Gemeindegebiet beschränkt. Die mit der Errichtung und dem Betrieb des Gewerbegebiets verbundene Wirtschafts- und Arbeitsmarktförderung in der Region der Verbandsmitglieder wirke bewusst und gewollt in die Gemarkung der Klägerin hinein, sodass es sich hierbei um eigene Angelegenheiten der Klägerin handle. 8

Die Beigeladene zu 2) trug vor, nur sie sei rechtlich in der Lage, Aufgaben auf den Beigeladenen zu 1) zu übertragen, weil das Verbandsgebiet ausschließlich in ihrem Gemeindegebiet liege. Eine solche Aufgabenübertragung sei der Klägerin nicht möglich. Die Aufgabe der gemeinsamen zusammengefassten verbindlichen Bauleitplanung nach § 76 Abs. 1 SächsKomZG i. V. m. § 205 Abs. 1 Satz 1 BauGB könne dem Beigeladenen zu 1) nicht übertragen werden, da ein Planungsverband mangels zusammengefasster Planung unzulässig sei, wenn das Verbandsgebiet nur in einer Gemeinde liege. Auch sei die Verbandssatzung.... wegen Verstoßes gegen das Gebot der Normenklarheit unwirksam, weil in der im Amtsblatt vom... Dezember.... bekannt gemachten Fassung der Verbandssatzung ein erheblich größeres Gebiet als Teil-Verbandsgebiet "X...." dargestellt sei als vom Gemeinderat beschlossen worden sei. Die für die Anordnung der Sicherheitsneugründung erforderlichen Gemeinwohlgründe lägen nicht vor. Der Beigeladene zu 1) erfülle für die Verbandsmitglieder keine existentiellen Pflichtaufgaben wie Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung. 9

Mit Urteil vom 2. April 2014 - 1 K 2/14 - hat das Verwaltungsgericht die Klage als unbegründet abgewiesen. Der angefochtene Bescheid sei rechtmäßig und verletze die Klägerin nicht in ihren Rechten. Zwar seien die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 SächsSiGrG erfüllt. Es bestünden erhebliche Zweifel an der wirksamen Gründung des Beigeladenen zu 1). Die Kammer sei bereits in mehreren Entscheidungen von der Unwirksamkeit der Verbandsgründung ausgegangen. Ein Planungs- oder Zweckverband sei unzulässig, wenn das Verbandsgebiet nur in einer Gemeinde liege. Dies folge aus dem Wortlaut des § 205 Abs. 1 Satz 1 BauGB, wonach die Bauleitplanung sowohl eine gemeinsame als auch eine zusammengefasste sein müsse. Von einer zusammengefassten Bauleitplanung könne nur dann gesprochen werden, wenn jede der an dem Verband beteiligten Gemeinden ihr ortsgebundenes Recht auf Bauleitplanung ganz oder teilweise dem Verband übertrage. Für die Richtigkeit einer solchen räumlich-sachlichen Betrachtungsweise spreche auch die Regelung in § 205 Abs. 1 Satz 2 BauGB, wonach der Planungsverband nach Maßgabe seiner Satzung für die Bauleitplanung und ihre Durchführung an die Stelle der Gemeinden trete. Dies setze voraus, dass alle gemeindlichen Verbandsmitglieder ihre Planungshoheit zumindest teilweise auf den Verband übertragen hätten. Die Annahme eines weiten Aufgabenbegriffs auf der letzten Stufe des Kooperationsmodells aus §§ 2 Abs. 2, 204, 205 BauGB wäre systemwidrig, weil dann der bereits auf der zweiten Stufe mit dem gemeinsamen Flächennutzungsplan erreichte Grad der territorial-rechtlichen Verflechtung der Bauleitplanung aufgegeben würde. Die angestrebte Sicherheitsneugründung scheitere jedoch an § 3 Abs. 1 Satz 1 SächsSiGrG. Um die bei der Verbandsgründung aufgetretenen materiellen Fehler zu beheben und den Zweckverband auf eine sichere Grundlage zu stellen, wäre eine Gebietsänderung durch Einbeziehung jedenfalls eines Teils des Gemeindegebiets der Klägerin erforderlich. Auch komme eine Teil-Sicher-heitsneugründung, die sich nur auf die Aufgaben der Erschließung des Verbandsgebietes, der Errichtung und Unterhaltung der für die Erschließung und Infrastruktur erforderlichen öffentlichen Einrichtungen, der Förderung der Ansiedlung von Industrie-, Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben sowie der Bereitstellung der erforderlichen Grundstückflächen und sonstige Verwaltungshilfe erstrecke, nicht in Betracht. 10

Das Verwaltungsgericht ließ die Berufung gegen das Urteil zu. Das Urteil wurde der Klägerin am 12. Mai 2014 zugestellt. Sie hat am 26. Mai 2014 Berufung eingelegt und diese am 3. Juli 2014 begründet. 11

Die Klägerin wiederholt und vertieft die Klagebegründung. Ergänzend trägt sie vor: Aus § 1 Abs. 3 SächsSiGrG folge ein Anspruch auf Anordnung der Sicherheitsneugründung, weil ein Verbandsmitglied sonst seinen Anspruch auf Vertragsanpassung auf dem Verwaltungsrechtsweg durchsetzen müsste. Die Sicherheitsneugründung des Beigeladenen zu 1) könne nach § 205 Abs. 6 BauGB durchgeführt werden. Es sei kommunalrechtlich zulässig, dass sich zwei Gemeinden darauf verständigten, dass durch den gemeinsam zu gründenden Zweckverband eine Planungszuständigkeit nur auf einem der beiden Gemeindegebiete wahrgenommen werde, wenn diese eine Ausgleichs- und Konfliktbewältigungsfunktion nach §§ 2 Abs. 2, 11 BauGB habe. Zudem wäre allenfalls von einer Teilnichtigkeit der Verbandssatzung.... in § 3 Abs. 1 lit. a) und Abs. 2 auszugehen. Im Fall eines Verzichts auf die Planungszuständigkeit des Beigeladenen zu 1) komme die Variante in Betracht, dass die Beigeladene zu 2) kraft eigener Planungshoheit die für die wirtschaftsfördernden Aufgaben des Beigeladenen zu 1) erforderlichen Bebauungspläne erlasse und interne Abstimmungsprozeduren mit dem Beigeladenen zu 1) vereinbart würden. 12

Maßgeblich sei auch bei § 205 Abs. 6 BauGB allein die sachlich gebotene Zweckmäßigkeit der Zuständigkeitsübertragung im konkreten Umfang. Dabei liege der sachliche Grund für die Zuständigkeitsübertragungen in den gemeinsam vereinbarten Zweckverbandsaufgaben. Die gemeinsame Bauleitplanung in § 205 Abs. 1 BauGB habe nicht nur eine territoriale Dimension, sondern auch eine nutzungsbezogene, in die Umgebung und Umwelt ausstrahlende Wirkung. Nach dem Wortlaut und Sinnge-halt des § 205 Abs. 1 Satz 1 BauGB komme es vor allem auf ein qualitatives, durch eine gemeinsame Zielsetzung geprägtes Zusammenwirken an. Eine Zielsetzung, die den Ausgleich und damit einen gemeinsamen Vorteil anstrebe - etwa den Aufbau regionaler Wirtschaftskraft - könne auch dann erfolgreich vereinbart werden, wenn das Verbandsgebiet nur auf einer Gemarkung liege, sofern die Gemeinde noch selbst unmittelbaren Einfluss auf die Planungsinhalte nehmen könne. Dieser Gesichtspunkt sei vor allem im Rahmen des § 205 Abs. 6 BauGB relevant, wenn dem Zweckverband vorwiegend kommunale Aufgaben übertragen würden. Das in § 205 BauGB hineingelesene Übertragungsverbot würde den Weg zu zukunftsweisenden Kooperationen abschneiden, und zwar gerade in der dringend notwendigen infrastrukturellen Ansiedlungs- und Arbeitsplatzvorsorge an der Schnittstelle von kleinen Kommunen mit leistungsstarken Zentren in ihrem Umfeld. Dies spreche dafür, den Begriff "durch gemeinsame zusammengefasste Bauleitplanung" als programmatischen Verfahrensauftrag i. S. einer intentional-finalen und inhaltlich-qualitativen Zielsetzung auszulegen. Hinsichtlich des Vorliegens dieser Voraussetzungen bestehe ein gemeindlicher Beurteilungsspielraum. Die Gewerbegebiete "A..........." und "X...." seien unmittelbar an der Gemarkungsgrenze der Klägerin gelegen. Diese habe auf die Entwicklung entsprechend gleichwertiger Gewerbegebiete auf der eigenen Gemarkung verzichtet. Das interkommunale Abstimmungsgebot nach § 2 Abs. 2 BauGB sei daher zum gegenseitigen Interessenausgleich und zum beiderseitigen Vorteil genutzt worden, ohne dass hiermit die Planungshoheit der Belegenheitsgemeinde verletzt worden sei. Es genüge für die Gründung eines Planungsverbands nach § 205 Abs. 1 BauGB, wenn zwischen den beteiligten Gemeinden der Bedarf einer interkommunalen Abstimmung bestehe und durch die gemeinsame Arbeit im Verband befriedigt werden solle.13

In § 205 Abs. 6 BauGB sei eine Ausnahme vom Anwendungsbereich des § 205 Abs. 1 BauGB geregelt. Danach gelte das Landesrecht parallel und sei wahlweise anwendbar. Die Übertragung der Planungshoheit sei nach § 44 SächsKomZG i. V. m. § 2 SächsGemO eine zulässige Variante einer Zweckverbandsstruktur; diese könne nicht durch Bundesrecht eingeschränkt werden. In § 205 Abs. 6 BauGB werde klargestellt, dass es uneingeschränkt bei dem Zweckverbandsrecht bleibe. Die Bildung eines Zweckverbands mit Planungszuständigkeit sei auf der Grundlage von § 2 SächsGemO, §§ 44 f.  SächsKomZG auch dann zulässig, wenn das Verbandsgebiet nur auf der Gemarkung einzelner Mitgliedsgemeinden liege. Zwischen einem Planungsverband nach § 205 Abs. 1 BauGB und einem Zweckverband nach § 205 Abs. 6 BauGB bestehe ein gravierender Unterschied. Der Beigeladene zu 1) sei kein Planungsverband, sondern vorrangig ein Erschließungs- und Entwicklungsverband. Der Regelung in § 205 Abs. 6 BauGB i. V. m. § 46 SächsKomZG und § 2 SächsGemO komme gegenüber § 205 Abs. 1 BauGB eine selbständige Bedeutung zu. 14

Nach § 44 Abs. 1 Satz 2 SächsKomZG in der seit dem 1. Januar 2014 geltenden Fassung könne ein Zweckverband neben seinen Aufgaben nach Satz 1 auch Aufgaben für einzelne Verbandsmitglieder erfüllen.  Daher sei es zulässig, dass dem Beigeladenen zu 1) neben der Aufgabe der regionalen Wirtschaftsförderung auch die Bauleitplanung für die Beigeladene zu 2) übertragen werde. 15

Die Klägerin beantragt, 16

das Urteil des Verwaltungsgerichts Chemnitz vom 2. April 2014 - 1 K 2/14 - zu ändern und den Bescheid des Beklagten vom 12. November 2012 in Gestalt des Widerspruchsbescheids der Landesdirektion Sachsen vom 5. Dezember 2013 und      18. Dezember 2013 aufzuheben und den Beklagten zu verpflichten, die beantragte Durchführung der Sicherheitsneugründung des Beigeladenen zu 1) anzuordnen, hilfsweise den Beklagten zu verpflichten, die Klägerin nach der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden. 
Der Beklagte beantragt, 17

die Berufung zurückzuweisen. 
Der Beklagte nimmt Bezug auf seine Ausführungen im erstinstanzlichen Verfahren. 18

Der Beigeladene zu 1) stellt keinen Antrag. 19

Er nimmt Bezug auf sein bisheriges Vorbringen. 20

Die Beigeladene zu 2) stellt keinen Antrag. 21

Die Beigeladene zu 2) nimmt Bezug auf ihr erstinstanzliches Vorbringen und trägt ergänzend vor, die Klage sei unzulässig, weil es der Klägerin im Kern nicht um die Wirksamkeit der Verbandsbildung gehe, sondern um die Widerklage im Verfahren 1 K 1315/12 vor dem Verwaltungsgericht; diese betreffe den räumlichen Geltungsbereich der Beteiligungsregelung. Ferner stehe der Zulässigkeit entgegen, dass die Klägerin gegen den Genehmigungsbescheid des Rechtsvorgängers des Beklagten zur Verbandssatzung vom 24. Oktober 1991 Widerspruch eingelegt habe, über den noch nicht entschieden sei. Die Klägerin habe keinen Anspruch auf rechtsaufsichtliches Einschreiten nach § 1 Abs. 3 SächsSiGrG, weil die aufsichtsrechtlichen Regelungen das Verhältnis des Staates zur Gemeinde beträfen. Auch sei eine Verletzung des Rechts der Klägerin auf kommunale Selbstverwaltung ohne die begehrte Handlung nicht zu befürchten. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 SächsSiGrG dürfe eine Sicherheitsneugründung nicht mit einer Änderung des Zweckverbandsgebiets einhergehen. Ohne eine Gebietsänderung sei der Beigeladene zu 1) jedoch nicht wirksam neu zu gründen, weil kein Planungsausgleich stattfinden könne, wenn sich der Zweckverband lediglich auf dem Gebiet einer Gemeinde befinde und nur für diesen Bereich die Bauleitplanung übertragen werde. In diesem Fall könne von einer Interessenkoordinierung nicht die Rede sein. Auch bedeute die Ermächtigung in § 205 Abs. 6 BauGB nicht, dass mit Gründung eines Zweckverbands die Regelung des § 205 Abs. 1 BauGB außer Acht zu lassen sei, wenn die kommunale Planungshoheit übertragen werde. 22

Wegen der Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakten des erstinstanzlichen Verfahrens und des Berufungsverfahrens und der beigezogenen Behördenakte verwiesen. 23

Entscheidungsgründe
Die Berufung hat keinen Erfolg. 24

Zwar ist die Berufung zulässig. Insbesondere ist sie fristgerecht eingelegt und begründet worden (§ 124 a Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 VwGO).25

Die Berufung ist jedoch unbegründet. Das Verwaltungsgericht hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen.  26

Die Einwände der Beigeladenen zu 2) gegen die Zulässigkeit der Klage greifen nicht durch. Die Klägerin wendet sich gegen die Ablehnung der Anordnung der Durchführung der Sicherheitsneugründung durch den Bescheid des Beklagten vom 12. November 2011 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 5. Dezember 2013 und vom 18. Dezember 2013. Hiergegen hatte die Klägerin nicht zuvor eine weitere Klage vor dem Verwaltungsgericht anhängig gemacht. Die Klägerin ist als Adressatin des Ablehnungsbescheids klagebefugt nach § 42 Abs. 2 VwGO. Daran ändert auch der Umstand nichts, dass die entscheidungserhebliche Frage noch für andere Klagen der Klägerin, des Beigeladenen zu 1) oder der Beigeladenen zu 2) relevant sein kann. Auch ist das Rechtsschutzbedürfnis der Klägerin nicht deshalb ausgeschlossen, weil sie noch eine Untätigkeitsklage gegen den Genehmigungsbescheid zur Verbandssatzung 1991 erheben könnte. Der Ausgang dieses Verfahrens stünde einer Sicherheitsneugründung des Beigeladenen zu 1) nicht entgegen. 27

In der Sache hat die Klage jedoch keinen Erfolg. Die Klägerin hat keinen Anspruch aus § 1 Abs. 3 SächsSiGrG auf Anordnung der Sicherheitsneugründung durch den Beklagten als Rechtsaufsichtsbehörde. Der Bescheid des Beklagten vom 12. November 2011 in Gestalt der Widerspruchsbescheide vom 5. Dezember 2013 und vom 18. Dezember 2013 ist rechtmäßig und verletzt sie nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs. 5 VwGO). 28

Zwar ist die Klägerin grundsätzlich nach § 1 Abs. 3 SächsSiGrG anspruchsberechtigt. Die Anordnung der Sicherheitsneugründung betrifft nicht nur das Verhältnis des Beklagten zum Beigeladenen zu 1), sondern auch die Rechte der Klägerin als Verbandsmitglied. Sie hat ein Recht darauf, einem wirksam gegründeten Zweckverband anzugehören. 29

Die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 Nr. 1 SächsSiGrG sind jedoch nicht erfüllt. Es bestehen keine erheblichen Zweifel daran, dass die ursprüngliche Gründung des Beigeladenen zu 1) zur wirksamen Bildung einer juristischen Person des öffentlichen Rechts geführt hat.30

Insofern kommt es nicht darauf an, dass das Verwaltungsgericht Chemnitz in mehreren Entscheidungen von der Unwirksamkeit der Verbandsbildung ausgegangen ist. Der Senat teilt die vom Verwaltungsgericht geäußerten Zweifel an der Wirksamkeit der Verbandsgründung nicht. 31

Bei der Gründung des Beigeladenen zu 1) ist nicht gegen § 205 BauGB verstoßen worden. Ob ein solcher Verstoß vorliegt, richtet sich nach § 205 Abs. 6 i. V. m. Abs. 1 BauGB. Der Beigeladene zu 1) ist unstreitig ein kommunaler Zweckverband. Wenn ein solcher Aufgaben der gemeinsamen zusammengefassten Bauleitplanung erfüllt, hat er die Vorgaben des § 205 BauGB einzuhalten. Die Ansicht der Klägerin, dass im Fall des § 205 Abs. 6 BauGB ein Wahlrecht zwischen Bauplanungsrecht und Landesrecht bestehe, trifft nicht zu. Anders als der auf die Bauleitplanung und ihre Durchführung beschränkte Planungsverband nach § 205 BauGB kann der Zweckverband jede Aufgabe wahrnehmen, die eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband zu übernehmen berechtigt oder verpflichtet ist. Soweit der Zweckverband jedoch die Bauleitplanung wahrnimmt, ist er an das BauGB gebunden (Battis in: Battis/ Krautzberger/ Löhr, BauGB, 12. Aufl., § 205 Rn. 12). Die Organisationsformen zur Aufgabenübertragung auf einen Zweckverband stehen dem Landesgesetzgeber nicht beliebig zur Verfügung, sondern müssen aus Sicht des BauGB dem Planungsverband nach § 205 BauGB gegenüber gleichwertig sein (Runkel in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg, BauGB § 205 Rn. 91). Der Bundesgesetzgeber hat mit den Regelungen in § 205 BauGB nur von einer punktuellen Annexkompetenz Gebrauch gemacht, um einen wirksamen Vollzug des materiellen Städtebaurechts zu gewährleisten. Regelungen des Landesrechts über gemeindliche Zweckverbände und deren mögliche Kompetenzen werden durch § 205 BauGB nicht verdrängt, wenn diese Regelungen eine solche Gewähr in gleicher Weise bieten und außerdem die gemeindliche (Letzt-)Verantwortung für das städtebauliche Geschehen wahren (BVerwG, Urt. v. 3. Juli 1998 - 4 CN 5/97 -, juris Rn. 36). 32

Der Beigeladene zu 1) erfüllt jedoch keine Aufgaben i. S. v. § 205 Abs. 1 BauGB, sodass die Vorgaben dieser Regelung nicht eingehalten werden müssen. Insoweit bedarf es einer zusammengefassten Bauleitplanung, an der es hier fehlt. Der Zweck der zusammengefassten Bauleitplanung besteht nach § 205 Abs. 1 Satz 1 BauGB darin, den Ausgleich der verschiedenen Belange der Verbandsgemeinden zu erreichen. Mit der gemeinsamen zusammengefassten Bauleitplanung ist gemeint die sachliche, zusammenfassende Betrachtung, Würdigung und Abwägung der von den beteiligten Gemeinden und sonstigen öffentlichen Planungsträgern gestellten und sich auf den jeweiligen Planungsraum auswirkenden Anforderungen mit dem Ziel, das Ergebnis dieser Tätigkeit in dem Text, den Darstellungen oder Festsetzungen von Bauleitplänen festzulegen (Runkel in: Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg, BauGB § 205 Rn. 20). Es geht um eine besonders intensive Form der Zusammenarbeit; nicht nur die Planung ist gemeinsam zu betreiben, sondern auch die Entscheidungen sind zusammen zu fassen (Durinke, LKV 2012, 343/ 344 m. w. N.). Danach liegt in Bezug auf den Beigeladenen zu 1) eine zusammengefasste Bauleitplanung nicht vor. Nach dem Wortlaut des § 3 Verbandssatzung.... wird die Bauleitplanung für einen Teil des Gemeindegebiets der Beigeladenen zu 2) auf den Beigeladenen zu 1) übertragen. Dies geschieht aber nicht zu dem Zweck, unterschiedliche Interessen der Verbandsmitglieder an einer Bauleitplanung in Einklang zu bringen und unterschiedliche Belange auszugleichen. Vielmehr ist die räumlich beschränkte Übertragung der Bauleitplanung eine Maßnahme zum Erreichen des in der Vorbemerkung der Satzung festgeschriebenen Ziels, die Wirtschafts- und Strukturentwicklung zu fördern durch Schaffung von Arbeitsplätzen, Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und Strukturförderung auf den ausgewiesenen Erschließungsgebieten. In dem Gesamtprojekt der Wirtschaftsförderung durch Errichtung des Gewerbegebiets A.........../ X.... ist die Bauleitplanung für diesen Bereich eine von mehreren Maßnahmen, welche die Klägerin und die Beigeladene zu 2) gemeinsam durchführen wollten. Ein Ausgleich der Interessen und Belange benachbarter Gemeinden war weder erforderlich noch beabsichtigt. 33

Vielmehr ist davon auszugehen, dass die Aufgabe der Bauleitplanung allein nach § 44 Abs. 1 SächsKomZG auf den Beigeladenen zu 1) übertragen wurde, ohne dass die Vorgaben des § 205 BauGB einzuhalten waren. Eine solche Übertragbarkeit ist gegeben. Sie kann auf § 44 Abs. 1 Satz 1 SächsKomZG gestützt werden, aus dem keine Verpflichtung zu einer einheitlichen und gleichmäßigen Aufgabenübertragung für alle Verbandsmitglieder folgt. Ferner ist eine Übertragung nach der seit dem 1. Januar 2014 geltenden Regelung in § 44 Abs. 1 Satz 2 SächsKomZG zulässig. Diese Regelung ist anwendbar, weil maßgeblich ist, ob im Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhandlung die Voraussetzungen für eine Sicherheitsneugründung vorliegen. Nach § 44 Abs. 1 Satz 2 SächsKomZG kann der Zweckverband "daneben" - also neben den anderen Aufgaben, wie hier der Wirtschaftsförderung - auch Aufgaben für einzelne Verbandsmitglieder erfüllen. 34

Selbst wenn man jedoch davon ausginge, dass es sich bei dem Beigeladenen zu 1) um einen Planungsverband nach § 205 Abs. 6 i. V. m. Abs. 1 handelte, wäre dieser wirksam gegründet worden. Eine gemeinsame zusammengefasste Bauleitplanung nach      § 205 Abs. 1 BauGB ist auch dann zulässig, wenn sich das Verbandsgebiet nur auf dem Gebiet einer der Gemeinden befindet. Der Bildung eines Planungsverbandes steht nicht entgegen, dass dieser nur auf dem Gebiet einer Gemeinde die Aufgabe der Bauleitplanung übernehmen soll. Zwar wird teilweise die Auffassung vertreten, dass ein Planungsverband mangels zusammengefasster Planung unzulässig ist, wenn das Verbandsgebiet nur in einer Gemeinde liegt (Battis in: Battis/ Krautzberger/ Löhr, BauGB § 205 Rn. 2 m. w. N.). Dies ist aber nicht nach dem Sinn und Zweck der zusammengefassten Planung geboten. Eine zusammengefasste Bauleitplanung dient der Berücksichtigung sämtlicher Interessen und dem Ausgleich gegensätzlicher Belange. Dies hängt nicht davon ab, ob sämtliche betroffenen Gemeinden Teil des Verbandsgebietes sind oder ihre Planungshoheit ebenfalls dem Zweckverband übertragen haben. Gerade bei freiwilligen Zweckverbandsgründungen ist den Verbandsmitgliedern ein weiter Gestaltungsspielraum einzuräumen. Deshalb kann die Planungskompetenz in der Satzung räumlich auf bestimmte Gemeinden oder Teile von Gemeinden beschränkt werden (Runkel in: Ernst/ Zinkahn/ Bielenberg, BauGB § 205 Rn. 23 und Rn. 26;  Durinke, LKV 2012, 343 ff.).  35

Etwas anderes folgt nicht aus dem Wortlaut des § 205 Abs. 1 Satz 2 BauGB. Danach tritt der Planungsverband nach Maßgabe seiner Satzung für die Bauleitplanung und ihre Durchführung an die Stelle der Gemeinden. Gerade die Formulierung „nach Maßgabe seiner Satzung“ lässt jedoch darauf schließen, dass nicht alle Verbandsmitglieder ihre Planungszuständigkeit übertragen müssen, sondern auch andere Regelungen getroffen werden können. Auch erscheint es nicht systemwidrig, dass - anders als bei einem gemeinsamen Flächennutzungsplan - bei einem Planungsverband die Bauleitplanung auf ein einzelnes Gemeindegebiet beschränkt sein kann. Ein gemeinsamer Flächennutzungsplan erstreckt sich auf sämtliche Gemeindegebiete, lässt den Gemeinden aber noch Entscheidungsspielraum für die jeweils eigenverantwortliche Bauleitplanung. Bei einem Planungsverband geht es hingegen um die Übertragung der konkreten Einzelplanung. Die gemeindeübergreifende Wirkung eines gemeinsamen Flächennutzungsplans muss nicht in einem Planungsverband ihre Fortsetzung finden. Eine intensivere Kooperation i. S. v. § 205 Abs. 1 BauGB ist bereits dann gegeben, wenn für ein Teilgebiet einer Gemeinde die Bauleitplanung übertragen wird und bei der Bauleitplanung für dieses Gebiet die Interessen und Belange der übrigen  Verbandsgemeinden zu beachten sind. Eine andere Betrachtungsweise ist auch nicht zum Schutz des kommunalen Selbstverwaltungsrechts der Belegenheitsgemeinde aus Artikel 28 Abs. 2 GG erforderlich. Diese hat sich ihrer Planungshoheit aufgrund ihrer eigenen Entscheidung begeben, weil sie dem Verband freiwillig und in Kenntnis der Verbandssatzung und der Mitgliedsgemeinden beigetreten ist. 36

Es bestehen auch keine erheblichen Zweifel i. S. v. § 1 Abs. 1 Nr. 1 SächsSiGrG an der hinreichenden Bestimmtheit der Verbandssatzung vom 30. November..... Aus der Auflistung der Grundstücke in den Anlagen 1) und 2) und den Lageplänen in den Anlagen 3) und 4) geht hinreichend deutlich hervor, welche Grundstücke das Verbandsgebiet nach § 1 Abs. 2 der Verbandssatzung bilden. Die Flurstücke sind in jeweils einer Übersicht in Anlage 1 und 2 aufgelistet. Soweit sie teilweise mit der Angabe Teilstück ("Teilst.") versehen sind, bedeutet dies nicht, dass nur Teile von Flurstücken in das Verbandsgebiet einbezogen wurden. Die Vertreter der Klägerin und des Beigeladenen zu 1) haben in der mündlichen Verhandlung nachvollziehbar dargelegt, dass es sich hierbei tatsächlich nicht um Teile von Flurstücken, sondern um Gesamtflurstücke handle. Mit der Benennung "Teilst." sei eine frühere Bezeichnung übernommen worden, die bei Erlass der Satzung nicht mehr gegolten habe. Selbst wenn aber nur Teilstücke von Flurstücken zum Verbandsgebiet zählten, wäre die Verbandssatzung vom 30. November.... in ihren Anlagen 3 und 4 noch hinreichend bestimmt. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass die Abgrenzung des Verbandsgebietes nicht auf die tatsächlichen Gegebenheiten übertragen werden kann. Zwar weisen die in den Lageplänen eingezeichneten Grenzlinien eine Stärke von 1 mm auf, was bei dem angewandten Maßstab von 1:1.000 einem Meter in der Örtlichkeit entspricht. Eine Satzung verstößt in formeller Hinsicht gegen den Bestimmtheitsgrundsatz, wenn ihre Abgrenzungslinie an zahlreichen Stellen mitten durch Flurstücke verläuft, ohne dass die Planzeichnung hinreichend genauen Aufschluss über den Verlauf der Grenze gibt (SächsOVG, Urt. v. 23. Oktober 2000 - 1 D 33/00 -, juris Rn. 28; SächsOVG, Urt. v. 4. Oktober 2000 - 1 D 683/99 -, juris Rn. 43; beide Urteile für eine Abgrenzungslinie einer Stärke von 0,5 mm und einen Maßstab von 1: 2.000). Bei der Verbandssatzung vom 30. November.... bestehen jedoch keine derartigen Abgrenzungsprobleme, weil die äußeren Grenzen des Verbandsgebietes in der Örtlichkeit in weiten Teilen deutlich erkennbar sind; das Verbandsgebiet grenzt beispielsweise an das Bahngelände oder an andere markante Punkte. Dieser Eindruck wird durch den Hinweis des Prozessbevollmächtigten des Beigeladenen zu 1) in der mündlichen Verhandlung bestätigt, dass die Frage der Grenzziehung der Grundstücke bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nie Zweifeln unterzogen worden sei. Allein die abstrakte Möglichkeit, dass die Abgrenzung an einzelnen Stellen in der Örtlichkeit nicht sichtbar ist, reicht für die Annahme ernsthafter Zweifel an der hinreichenden Bestimmtheit der Satzung nicht aus. 37

Ein Gründungsmangel nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 SächsSiGrG ist nicht darin zu sehen, dass den Gemeinderatsmitgliedern der Beigeladenen zu 2) zur Ratssitzung am 24. November.... die Beschlussvorlage Nr. 18/04/94 mit dem Entwurf der Änderungssatzung vom Stand 21. November.... und mit einem Lageplan übermittelt wurde, der in der Darstellung des Verbandsgebietes von demjenigen Lageplan abweicht, der von den Bürgermeistern der Klägerin und der Beigeladenen zu 2) als Anlage zur Verbandssatzung am 30. November.... vereinbart und im Amtsblatt des Landkreises Y......... Land vom 20. Dezember.... bekannt gemacht wurde. Es kann dahinstehen, ob der Bürgermeister der Klägerin - wie er in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hat - die Ratsmitglieder der Beigeladenen zu 2) in der Sitzung am 24. November.... persönlich über die vorgeschlagene Änderung des Verbandsgebietes informiert hat. Dies wird von der Beigeladenen zu 2) bestritten. Auch ist in der Niederschrift über die Gemeinderatssitzung am 24. November.... nicht festgehalten, dass der Bürgermeister der Klägerin anwesend war und Erklärungen zum Tagesordnungspunkt "Beratung und Beschlussfassung über die Zweckverbandssatzung" abgegeben hat. Selbst wenn dem Gemeinderatsbeschluss der Beigeladenen zu 2) vom 24. November.... ein Satzungsentwurf zugrunde lag, der eine geringere Verbandsfläche aufwies, ändert dies nichts daran, dass die Verbandssatzung am 30. November.... wirksam von den Bürgermeistern der Klägerin und der Beigeladenen zu 2) vereinbart wurde. Änderungen der Verbandssatzung werden nach § 61 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 26 Abs. 1 Satz 1 SächsKomZG von der Verbandsversammlung beschlossen. Sollte der Bürgermeister der Beigeladenen zu 2) durch den Gemeinderatsbeschluss nur mit der Zustimmung zu einer Änderungssatzung mit einer geringeren Verbandsfläche beauftragt worden sein, betrifft dies allein das Innenverhältnis zwischen Bürgermeister und Gemeinderat der Beigeladenen zu 2), nicht aber die Wirksamkeit der Vertretung der Beigeladenen zu 2) durch ihren Bürgermeister in der Verbandsversammlung des Beigeladenen zu 1) am 30. November..... Ein Verstoß gegen die interne Mitwirkungspflicht des Gemeinderates hindert nicht die Wirksamkeit der Vertretungshandlung nach außen. Die Unterscheidung zwischen Außenvertretungsmacht und Binnengeschäftsführungsbefugnis, die dem Vertretungsrecht für Personen zu Grunde liegt (§§ 164 ff. BGB), ist erkennbar auch für das Recht der juristischen Personen (§ 26 Abs. 2 BGB) bestimmend, dem das Körperschaftsrecht nachgebildet ist. Danach kann nicht davon ausgegangen werden, dass mit Rücksicht auf Artikel 28 Abs. 1 Satz 2 GG der bloß interne Mangel von "Geschäftsführungsbefugnis" die Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts auch nach außen zur Folge haben muss; entscheidend ist vielmehr die "Vertretungsmacht" (OVG LSA, Urt. v. 13. Dezember 2001 - A 2 S 524/99 -, juris Rn. 44). Im Übrigen bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass der Gemeinderat der Beigeladenen zu 2) den Bürgermeister nicht mit der Zustimmung zur Änderungssatzung beauftragt hätte, wenn ihm bekannt gewesen wäre, welche Flurstücke das letztlich vereinbarte Verbandsgebiet umfasst. 38

[bookmark: _GoBack]Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. Die außergerichtlichen Kosten des Beigeladenen zu 1) und der Beigeladenen zu 2) waren nicht nach § 162 Abs. 3 VwGO für erstattungsfähig zu erklären, weil diese sich nicht durch eigene Antragstellung dem Kostenrisiko des § 154 Abs. 3 VwGO ausgesetzt haben. 39


Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keiner der in § 132 Abs. 2 VwGO genannten Gründe vorliegt.40




Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten werden.

Die Beschwerde ist beim Sächsischen Oberverwaltungsgericht, Ortenburg 9, 02625 Bautzen, innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz und für Europa über den elektronischen Rechtsverkehr, die elektronische Aktenführung, die elektronischen Register und das maschinelle Grundbuch in Sachsen (Sächsische E-Justizverordnung - SächsEJustizVO) in der Fassung der  Bekanntmachung vom 23. April 2014 (SächsGVBl. S. 291) in der jeweils geltenden Fassung einzulegen. Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen.

Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen. Die Begründung ist bei dem oben genannten Gericht schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Sächsischen E-Justizverordnung einzureichen.
In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der Obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der der Beschluss abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.
Für das Beschwerdeverfahren besteht Vertretungszwang; dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde und für die Begründung. Danach muss sich jeder Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als Bevollmächtigten vertreten lassen. 
In Angelegenheiten, die ein gegenwärtiges oder früheres Beamten-, Richter-, Wehrpflicht-, Wehrdienst- oder Zivildienstverhältnis oder die Entstehung eines solchen Verhältnisses betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang  mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten, sind auch Gewerkschaften und Vereinigungen von Arbeitgebern sowie Zusammenschlüsse solcher Verbände für ihre Mitglieder oder für andere Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder vertretungsbefugt. Vertretungsbefugt sind auch juristische Personen, deren Anteile sämtlich im wirtschaftlichen Eigentum einer dieser Organisationen stehen, wenn die juristische Person ausschließlich die Rechtsberatung und Prozessvertretung dieser Organisation und ihrer Mitglieder oder anderer Verbände oder Zusammenschlüsse mit vergleichbarer Ausrichtung und deren Mitglieder entsprechend deren Satzung durchführt, und wenn die Organisation für die Tätigkeit der Bevollmächtigten haftet. Diese Bevollmächtigten müssen durch Personen mit der Befähigung zum Richteramt handeln.
Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 
Ein Beteiligter, der zur Vertretung berechtigt ist, kann sich selbst vertreten.



gez.
Künzler                                            Düvelshaupt 	                                 Döpelheuer   






Beschluss 

vom 9. Dezember 2014 
Der Streitwert wird für das Berufungsverfahren auf
15.000,00 €
festgesetzt.


Gründe
Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf §§ 47 Abs. 1, 52 Abs. 1 GKG in Anlehnung an Ziffer 22.5 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit.  1





Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 68 Abs. 1 Satz 5 i. V. m. § 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).2






gez.
Künzler                                            Düvelshaupt 	                                 Döpelheuer
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